
Die Arbeitsgemeinschaft der VVN stellt den An­
trag; die Provisorische Volkskammer möge folgender 
Erklärung ihre Zustimmung geben:

Mit Empörung hat die deutsche Öffentlichkeit von 
dem feigen Mord an Julien Lahaut, dem Vorsitzen­
den der Kommunistischen Partei Belgiens, dem Ab­
geordneten der Belgischen Kammer, gehört. In ihm 
verlieren die Kämpfer für den Frieden einen ihrer 
Besten, das belgische Volk einen seiner Treuesten, 
die Welt einen harten, unerbittlichen Streiter gegen 
Faschismus und Krieg.

Die deutschen Widerstandskämpfer und alle fort­
schrittlichen Demokraten betrauern in ihm einen 
unverbrüchlichen Freund, Kameraden und Leidens­
gefährten.

Sein Andenken wird in der ganzen fortschrittlichen 
Welt unvergessen bleiben.

Julien Lahaut sank; von imperialistischer Mörder­
hand getroffen, zu Boden. Es sind dieselben Kräfte, 
die die Mordschützen an Liebknecht, Luxemburg, 
Rathenau, Erzberger, Emst Thälmann und allen an­
deren antifaschistischen Widerstandskämpfer diri­
giert und finanziert haben.

Dieser Mord geschah in einer Zeit, in der die brutale 
Niederknüppelung der Menschen in Westdeutschland 
erfolgte, die für Frieden und Fortschritt eintreten. 
Zur selben Stunde entlassen die amerikanischen Im­
perialisten Kriegsverbrecher aus dem Gefängnis in 
Landsberg, aus dem vor 25 Jahren Hitler durch die 
deutsche Reaktion befreit wurde. Initiatoren des Völ- 
kermordens werden in Westdeutschland in die Frei­
heit entlassen, weil die anglo-amerikanischen Inter­
venten deutsche Helfershelfer für neue Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit benötigen.

Die Provisorische Volkskammer entbietet der Frak­
tion der Kommunistischen Partei Belgiens und dem 
gesamten friedliebenden belgischen Volk ihr tief­
empfundenes Mitgefühl und versichert, daß alle Mit­
glieder der Provisorischen Volkskammer sich im be­
sonderen Maße verpflichtet fühlen, in dem welt­
weiten Kampf gegen Faschismus und Krieg mit ver­
stärkter Kraft ihre Aufgabe zu erfüllen.

Diesem Antrag der WN haben sämtliche Fraktionen 
ihre Zustimmung gegeben. Ich bitte Sie im Namen sämt­
licher Fraktionen, dem Antrag zuzustimmen.

(Beifall)

Präsident Dieckmann:
Wer diesem flammenden Protest der deutschen Volks ­

vertretung gegen den feigen Mord in Belgien seine 
Zustimmung geben will, den bitte ich, dies durch Hand­
aufheben zu bekräftigen. — Danke! Will ein Mitglied 
des Hauses eine andere Stellung einnehmen? Stimm­
enthaltungen? Gegenstimmen? — Das ist nicht der Fall. 
Die gemeinsame Erklärung aller Fraktionen ist damit 
einstimmig angenommen worden.

(Beifall)
Außer den vorher von mir namentlich bekanntgege­

benen Ehrengästen, die anläßlich des Internationalen 
Gedenktages in Berlin weilen, sind inzwischen noch 
weitere Gäste eingetroffen: der Deputierte des Parla­
ments und Stadtrat in Bologna; Herr Leonido Tarozzi, 
und der Abgeordnete des Parlaments und General­
sekretär des Verbandes der Widerstandskämpfer in der 
Tschechoslowakei, Herr Jan Voditzdca. Auch diesen 
beiden Herren gilt unser herzlicher Gruß.

(Beifall)
Wir treten nunmehr in die Tagesordnung ein und 

kommen zu den Punkten 1 und 2, deren Beratung mit­
einander verbunden ist:

Gesetz über Erlaß von Schulden und Auszahlung von 
Guthaben an alte und arbeitsunfähige Bürger der 
Deutschen Demokratischen Republik (Drucksachen 
Nr. 133 und 139)
Gesetz über die Entschuldung und Kredithilfe für 
Klein- und Mittelbauern (Drucksachen Nr. 134 und 
138)

Wir befinden uns in der zweiten Lesung beider Gesetze, 
nachdem das Gesetz unter Punkt 1 dem Haushalts- und 
Finanzausschuß, das Gesetz unter Punkt 2 dem Haus­
halts- und Finanzausschuß und dem Ausschuß für Land- 
und Forstwirtschaft nach der ersten Lesung überwiesen 
worden waren.

Ich erteile zunächst dem Vertreter der Regierung, 
Herrn Staatssekretär Rumpf, das Wort zur Begründung 
der Gesetze.

Staatssekretär Rumpf (Min. d. Finanzen):
Meine Damen und Herren! Die Regierung unterbreitet 

Ihnen ein neues Gesetz über den Erlaß von Schulden 
und die Auszahlung von Guthaben an alte und arbeits­
unfähige Bürger der Deutschen Demokratischen Republik, 
ein Gesetz, das in die Reihe der vielen Maßnahmen 
gehört, die in den letzten Wochen von der Regierung 
bzw. der Volkskammer beschlossen worden sind. Zur 
Erläuterung des Gesetzes folgende Hinweise:

Es sollen diejenigen Guthaben an alte Bürger in der 
Republik ausgezahlt werden, die nach der Umwertung 
aus den alten Guthaben bei Sparkassen und Banken 
entstanden sind. Nach der bestehenden gesetzlichen Rege­
lung wären für diese Guthaben ab 1951 neue Guthaben­
scheine ausgegeben worden, die ab 1953 zur Auslosung 
kommen und ab 1951 verzinst werden. Der vorliegende 
Gesetzentwurf sieht vor, daß für denjenigen Personen­
kreis, der bis Ende dieses Jahres das 60. Lebensjahr voll­
endet und auf dem Gebiet der Republik bzw. im Demo­
kratischen Sektor Berlins seinen dauernden Wohnsitz 
hat, diese Guthaben bis zur Höhe von 100 DM zur Aus­
zahlung kommen.

Gleichzeitig werden in diesem Gesetz für die alten 
Personen, d. h. männlichen Personen, die das 65. Lebens­
jahr, und weibliche, die das 60. Lebensjahr bis Ende 
dieses Jahres vollenden, und für Personen, die bei In­
krafttreten dieses Gesetzes Rentenbezieher oder Bezieher 
von Sozialunterstützungen sind, Frauen, die verwitwet 
sind, und minderjährige Kinder alle Schulden, soweit sie 
gegenüber öffentlichen Organen bestehen, erlassen.

Zur Erläuterung des Gesetzes einige Bemerkungen! 
Naturgemäß bringt auch dieses Gesetz ebenso wie die 
bisher erlassenen für den Staatshaushalt eine erhebliche 
Aufwendung mit sich. Es ist an uns des öfteren die 
Frage gerichtet worden: Wie ist unsere Deutsche Demo­
kratische Republik in der Lage gewesen, in den letzten 
Wochen und Monaten Gesetze zu beschließen, die der 
werktätigen Bevölkerung ihre Lebenslage um mehr als 
700 Millionen verbesserten?

Die Erklärung ist ganz einfach. Unsere Volkswirt­
schaftspläne sind, wie Ihnen nicht unbekannt, übererfüllt 
worden. Der Zweijahrplan wurde übererfüllt und vor­
fristig erfüllt. Die außerordentliche Hilfe, die wir durch 
die Ausdehnung des Außenhandels mit der Sowjetunion 
und mit den Volksdemokratien erhalten haben, hat 
unsere Volkswirtschaft gestärkt. Der erfolgreiche Kampf 
um die Senkung der Selbstkosten und die Steigerung 
der Arbeitsproduktivität in den volkseigenen Betrieben 
hat die wirtschaftlichen Erträge gesteigert. Der erfolg­
reiche Kampf gegen die Steuerhinterziehungen hat die 
Finanzwirtschaft unserer Republik gesunden lassen. Hinzu 
kommt, daß die Finanzdisziplin in den Verwaltungen 
und der erfolgreiche Kampf gegen die nicht genehmigten 
Investierungen — alle Erscheinungen zusammen — nicht 
nur zu einer Übererfüllung unserer Volkswirtschaftspläne,
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